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Sachverhalt:

Die Verordnung zu den Grundsatzen Uber die Qualifikation und den Personalschliissel (Personalverordnung —
PersVO) auf der Grundlage des § 54 Absatz 2 Satz 1 Nummer 8 und Satz 3 des Kinderbildungsgesetzes (KiBiz)
vom 3. Dezember 2019 ist am 6. Dezember 2024 in Kraft getreten. Es handelt sich hierbei um eine Verordnung
des Ministeriums fiir Kinder, Jugend, Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration mit Zustimmung des
Ministeriums fur Heimat, Kommunales, Bau und Digitalisierung, die im Vorfeld gemeinsam mit den kommunalen
Spitzenverbanden, den Spitzenverbanden der freien Wohlfahrtspflege und den Vertreter*innen der Kirchen
erarbeitet und abgestimmt wurde.

Die wesentlichen Anderungen werden im Folgenden dargestellt:

Zunachst wird durch die neue Personalverordnung die Sicherstellung der Deutschkenntnisse (§ 2 Absatz 5
PersVO) sowie die Priifung von im Ausland erworbenen Berufsqualifikationen (§ 2 Absatz 6 PersVO) grundsatzlich
geregelt, soweit diesbeziiglich nicht bereits berufsrechtliche Vorschriften (z.B. fiir staatlich anerkannte
Erzieher*innen) besondere Vorgaben enthalten.

Der Personaleinsatz wird wie folgt konkretisiert:

Den Tragern wird fiir einen schnelleren Einsatz der Krafte im Rahmen ihrer Verantwortung die Prifung und
Entscheidung des Personaleinsatzes u.a. in den nachstehenden Fallkonstellationen ermdglicht. Die
Antragsverfahren beim LVR-Landesjugendamt Rheinland werden teilweise reduziert. So kann nun in
Eigenverantwortung die Einstellung einer Reihe von Berufsgruppen erfolgen, fiir die bislang ein Antragsverfahren
erforderlich war.

Folgende Berufsgruppen kénnen mit der neuen Personalverordnung im Rahmen der Tragerverantwortung auf
Fachkraftstunden eingesetzt werden. Ein Antrag beim LVR-Landesjugendamt Rheinland ist nicht mehr erforderlich.
Entsprechende Bescheinigungen werden nicht mehr ausgestellt:

§ 4 Absatz 3 PersVO
Personen, die die erste Staatspriifung beziehungsweise einen Masterabschluss fiir das Lehramt an deutschen
Grundschulen erfolgreich absolviert haben.

§ 11 Absatz 1 PersVO

Personen, die innerhalb der Ausbildung zum/zur Erzieher*in den fachtheoretischen Priifungsteil der Ausbildung
erfolgreich abgeschlossen, aber im Anschluss daran keine fachpraktische Prifung abgeleistet haben, wenn die
fachtheoretische Prifung bei Beginn des Einsatzes bereits mehr als vier Jahre zuriickliegt.

§ 11 Absatz 2 PersVO
Personen mit abgeschlossener Ausbildung bzw. einem abgeschlossenen Studium in den Fachern:
e Logopédie
Motopéadie
Physiotherapie
Ergotherapie
Theaterpadagogik
Kulturpadagogik
Musikpadagogik
Religionspadagogik
Sportpadagogik
Kunstpadagogik
Medienpadagogik
Psychologie
Bildungswissenschaft

§ 12 Absatz 1 PersVO
Neu ist, das Gymnastiklehrer*innen auf Erganzungskraftstunden eingesetzt werden kénnen.
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§ 13 PersVO

Fir den Einsatz von Auszubildenden, Berufspraktiker‘innen, Studierenden, Personen in Vorbereitung auf eine
Externenpriifung und Personen in beruflichen Anerkennungsverfahren ist zukiinftig § 13 PersVO zu beachten. Eine
Priifung von Creditpoints bei Studierenden durch das LVR-Landesjugendamt Rheinland ist nicht mehr vorgesehen.
Eine solche Priifung obliegt nunmehr fiir Studierende dem Trager gem. § 13 Absatz 4 PersVO, welcher die Priifung
der Creditpoints im Einzelnen regelt.

Ein Antrag beim LVR-Landesjugendamt ist in folgenden Fallkonstellationen erforderlich:

§ 3 PersVO - Qualifikation und Fortbildung

Wird fiir den Einsatz einer Kraft eine Qualifizierung bzw. Fortbildung im Umfang von 160 Zeitstunden (160h-
Qualifizierung bzw. 160h-Fortbildung) gefordert, kann, soweit die jeweilige Vorschrift nicht etwas anderes bestimmt,
der Einsatz bereits vor Abschluss der Qualifizierung bzw. Fortbildungen erfolgen. Voraussetzung nach § 3 Absatz
4 PersVO ist, dass die Qualifizierung bzw. Fortbildungen spatestens sechs Monate nach Tétigkeitsantritt begonnen
und 24 Monate nach Tétigkeitsantritt abgeschlossen werden. Auf Antrag des Tragers kann das LVR-
Landesjugendamt die Frist einmalig um sechs Monate verlangern.

Zusatzlich konkretisiert die Verordnung erstmalig die inhaltlichen Anforderungen der 160h-Qualifizierung in der
Anlage zu § 3 Absatz 2 PersVO ,Orientierungsmafinahmen fur 160h-QualifizierungsmaBnahmen®.

§ 9 PersVO - Ausnahmeregelungen

Mit der neuen Verordnung kann erstmalig eine Ausnahme fiir den Einsatz als Erganzungskraft auf Antrag seitens
des LVR-Landesjugendamtes Rheinland geprift werden (§ 9 Absatz 2 PersVO). Daneben besteht weiterhin die
Méglichkeit, einen Antrag flir den Einsatz als weitere Fachkraft prifen zu lassen (§ 9 Absatz 1 PersVO).
Voraussetzung ist in beiden Fallen grundsatzlich eine padagogische Ausbildung. In der Priifung fiir den Einsatz als
weitere Fachkraft bzw. Erganzungskraft stellt die Verordnung dabei erstmalig auf das Niveau des Deutschen
Qualifikationsrahmens (DQR) ab und verweist hierzu auf die Seite der Kultusministerkonferenz (KMK)
https://kmk.org/theme/internationales/eqr-dgr.html.

§ 14 PersVO - Profilrelevante Krafte

Die Verordnung ermdglicht in begriindeten Féllen auf Antrag den Einsatz auf Ergénzungskraftstunden, wenn die
betreffende Kraft mit ihrer spezifischen Qualifikation auf das padagogische Konzept der jeweiligen Einrichtung
ausgerichtet ist.

§ 15 PersVO - Akuter Personalnotstand

In Zeiten nicht absehbarer Personalausfélle kann das Landesjugendamt erlauben, verstérkt mit Ergénzungskraften
zu arbeiten. Eine pflichtgemale Personalplanung nach § 28 Absatz 1 Satz 5 KiBiz berlcksichtigt gewdhnliche
Ausfallzeiten. Darlber hinaus ist es nun mdglich, bei nicht absehbaren Personalengpassen (z.B.
Beschaftigungsverbot oder auBergewdhnliche Krankheitswellen) einen Antrag nach § 15 PersVO zu stellen.
Ereignisse oder Entwicklungen, die geeignet sind, das Wohl der Kinder zu beeintrachtigen, sowie die
bevorstehende SchlieBung der Einrichtung, sind nach § 47 Absatz 1 SGB VIl anzuzeigen. Diese Meldepflicht geht
einem Antrag nach § 15 PersVO voraus. Fir die Aufrechterhaltung eines planméaRigen Betreuungsbetriebes,
ermdglicht § 15 PersVO den verstarkten Einsatz von Erganzungskraften (nicht: Krafte, die nach Teil 2 ,auf
Erganzungskraftstunden® gesetzt werden). Liegen die Voraussetzungen nach § 15 PersVO vor, kann die
entsprechende Erlaubnis fiir einen Zeitraum von bis zu sechs Wochen, in der Regel nur einmal pro
Kindergartenjahr, erteilt werden. In begriindeten Ausnahmefallen ist die Erteilung einer Erlaubnis von zwei mal drei
Wochen anstatt von sechs Wochen pro Kalenderjahr moglich.

Hingewiesen sei noch auf folgende Ubergangsregelungen:

§ 9 Absatz 1 letzter Satz PersVO (Ausnahmeregelung nach § 8 PersVO alter Fassung (a.F.)

Personen mit einer Ausnahmezulassung nach § 8 PersVO a.F. kdnnen nach dessen MaRgabe weiter bei
demselben oder einem anderen Tréger als weitere Fachkraft eingesetzt werden.

§ 11 Absatz 4 PersVO (Personaleinsatz nach § 10 Absatz 2 PersVO a.F. - 95 Creditpoints)

Personen mit mindestens 95 Creditpoints und einer entsprechenden Feststellung durch das LVR-Landesjugendamt
Rheinland nach § 10 Absatz 2 PersVO a.F. kénnen, wenn sie zum Zeitpunkt des Inkrafttretens der Neuregelungen
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https://kmk.org/theme/internationales/eqr-dqr.html

bei einem Trager angestellt sind und auf Fachkraftstunden eingesetzt wurden, nach den MaRgaben des § 10
Absatz 2 PersVO a.F weiter zu demselben oder einem anderen Trager auf Fachkraftstunden eingesetzt werden.

Die laufenden Antragsverfahren des LVR-Landesjugendamtes werden durch die Neuregelungen grundsétzlich
nicht berihrt. Sollte dies im Einzelfall anders ein, werden die betroffenen Trager entsprechend informiert.

Die komplette Personalverordnung zu den Grundsatzen tber die Qualifikation und den Personalschlissel
(Personalverordnung — PersVO) ist als Anlage 1 beigefligt. Als weitere Anlagen sind der Orientierungsrahmen fiir
160h-QualifizierungsmaBnahmen (zu § 3 Absatz 2 PersVO) und die ,Positiv-Liste* zum Personaleinsatz in
Kindertageseirichtungen in NRW im Rahmen der Mindestbesetzung gem. Anlage zu § 33 KiBiz beigefiigt.

Die neue Personalverordnung wurde in der Sitzung der Arbeitsgemeinschaft ,Kindertagesbetreuung® gemat § 78
SGB VIl am 06.02.2025 erortert. Die hier anwesenden Tragervertreter*innen der Kindertageseinrichtungen
waren sich einig, dass die neue Personalverordnung durchaus Potential fir eine Weiterentwicklung beinhalte.
Letztlich sei zum derzeitigen Zeitpunkt jedoch noch keine abschliefende Bewertung méglich, da entsprechende
Erfahrungswerte noch nicht verfligbar seien.

Finanzielle Auswirkungen:

Keine.

Personelle Auswirkungen:

Keine.

Anlagen:
Anlage 1 - Personalverordnung

Anlage 2 - Orientierungsrahmen fiir 160h-Qualifizierungsmaltnahmen
Anlage 3 - Positiv-Liste Personaleinsatz

Seite 4 von 4



	Gremium
	Ostatus
	Datum
	Beratungsfolge
	Beschlußvorschlag
	SMC_BM_VOTEXT6
	Kontrollkästchen1
	Sachverhalt
	FAuswirkung
	Anlage

